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Auf der EGÖD-Konferenz „Auf dem Weg zu einem neuen Geschlechtervertrag: Durchsetzung der 
Geschlechtergleichheit in Krisenzeiten“ 2018 in Prag nahmen die Delegierten die nachstehende „Prager 
Erklärung“ an. 
 
Diese Prager Erklärung wurde auf der EGÖD-Konferenz 2018 und vom Ausschuss für Frauen- und 
Gleichstellungsfragen angenommen und enthält unsere Leitideen für einen neuen Geschlechtervertrag. 
Die Erklärung weist darauf hin, dass weder die bisherigen noch die derzeitig laufenden politischen 
Maßnahmen die erwünschten Ergebnisse gebracht haben. Weiterhin heißt es, dass wir uns von den 
diskriminierenden Praktiken und der halbherzigen Politik der Chancengleichheit verabschieden müssen. 
Die Erklärung bekräftigt weiterhin die Anerkennung der Grund- und Menschenrechte von Frauen. Die 
Erklärung fordert konkrete Aktionen und Maßnahmen zur Durchsetzung einer wirklichen Gleichstellung. 
 
Seit 2010 bekämpft der Europäische Gewerkschaftsverband an vorderster Front die negativen Folgen der 
Wirtschafts- und Finanzkrise und ihre schädlichen Auswirkungen auf die Frauen und die  
Geschlechtergleichstellung. Es sind nicht nur viele Frauen im öffentlichen Dienst beschäftigt, sondern 
Frauen sind auch die vorwiegenden Nutzer öffentlicher Dienste. Vom EGÖD beauftragte Studien zeigen, 
dass sich die EU-weite Austeritätspolitik nachteilig und in unverhältnismäßiger Weise auf Frauen und 
junge Menschen ausgewirkt hat. Die Einschnitte im öffentlichen Dienst infolge dieser Krise haben nicht nur 
zu Lohnstopps, sondern auch zu erheblichen Arbeitsplatzverlusten geführt. Darüber hinaus müssen 
Frauen immer noch zahlreiche Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten in der Arbeitswelt und darüber 
hinaus erleben. Wir müssen handeln, um die Rechte von Frauen bei der Arbeit zu schützen. 
  
Aus diesem Grund bekräftigen wir unsere Verpflichtung auf die folgenden sechs Grundsätze eines neuen 
Geschlechtervertrags: 
1. Wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen und Männern. 
2. Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit. 
3. Gleichberechtigte Teilnahme an Entscheidungsprozessen. 
4. Würde, Integrität und Beendigung geschlechtsspezifischer Gewalt. 
5. Solidarität mit und Unterstützung von Frauen auch außerhalb der EU. 
6. Integration einer Gender-Perspektive in alle Politikfelder. 

  
Wir betrachten diese Prinzipien als eine grundlegende Voraussetzung für die Gestaltung und Umsetzung 
einer entsprechenden Politik und fordern deshalb: 
 
Tätigwerden der Regierungen 

 Unterstützung der Annahme eines IAO-Übereinkommens gegen geschlechtsspezifische Gewalt 

 Entschlossene und angemessene Investitionen in öffentliche Dienste und in die Care-Ökonomie. Wir 
unterstreichen die Bedeutung qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste als wesentlicher 
Bestandteil solch eines Geschlechtervertrags. Gut funktionierende öffentliche Dienste leisten einen 
Beitrag zur Geschlechtergleichstellung und sind für Haushalte mit niedrigen Einkommen 
unverzichtbar. Sie unterstützen zahlreiche weitere gesellschaftliche Gruppen.  

 
Europäische Kommission 

 Vorlage von Gesetzesinitiativen, um Lohntransparenz und die vollständige Umsetzung des EU-
Aktionsplans: Beseitigung der Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen zu 
erreichen.  
 

EU und Mitgliedstaaten 

 Unterstützung und schnelle Annahme des Vorschlags der Kommission über die Work-Life-Balance 

 Sicherstellung eines systematischen und proaktiven Gender-Mainstreamings einschließlich des 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmens 

 
Selbstverpflichtung: 

 Durchsetzung einer gleichberechtigten Vertretung von Männern und Frauen in 
Entscheidungsgremien. 
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 Umsetzung der Forderung eines garantierten gleichen Lohns für gleichwertige Arbeit durch 
Kollektivverhandlungen. 

 Mitwirkung bei der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen am Arbeitsplatz. 

 Unterstützung einer adäquaten Politik der Work-Life-Balance. 

 Wertschätzung des gleichwertigen, eigenständigen und zuverlässigen Beitrags von Frauen zur 
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung unserer Gesellschaften.  

 
Prag, 8. Februar 2018 


